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Dr. Hans-Jochen Vogei und der Fraktion der SPD 
— Drucksache 12/1085 — 

Betriebsbeauftragte für Umweltschutz 


A. Problem 

Stärkung der Stellung des Betriebsbeauftragten für Umwelt- 
schutz 

B. Lösung 

Ablehnung des Antrags 

Mehrheitsentscheidung 

C. Alternativen 

Annahme des Antrags 

D. Kosten 

Keine 



Drucksache 12/3305 Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 

Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag — Drucksache 12/1085 — abzulehnen. 

Bonn, den 24. Juni 1992 

Der Ausschuß für Wirtschaft 

Friedhelm Ost Josef Grünbeck 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Drucksache 12/3305 


Bericht des Abgeordneten Josef Grünbeck 


I. 

Der Antrag der Abgeordneten Wolfgang Weiermann, 
Brigitte Adler, weiterer Abgeordneter und der Frak- 
tion der SPD vom 27. August 1991 wurde in der 
85. Sitzung des Deutschen Bundestages vom 19. März 
1992 zur federführenden Beratimg an den Ausschuß 
für Wirtschaft imd zur Mitberatung an den Ausschuß 
für Arbeit und Sozialordnimg und den Ausschuß für 
Umwelt, Naturschutz imd Reaktorsicherheit überwie- 
sen. 


II. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnimg hat in 
seiner 42. Sitzung vom 19. Mai 1992 den Antrag 
abgelehnt. 

Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit hat in seiner 31. Sitzung am 6. Mai 1992 den 
Antrag beraten imd mehrheitlich abgelehnt. 


III. 

Die Antragstellenden legen dar, daß sich seit Einfüh- 
rung der Institution des Betriebsbeauftragten vor 
16 Jahren gezeigt habe, daß sein Einfluß sich darauf 
beschränke, die Unternehmensleitung beraten zu 
dürfen. Hauptproblem sei die unklare juristische Kon- 
struktion des Amtes. Um die Stellung des Betriebsbe- 
auftragten für Umweltschutz zu stärken, sieht der 
Antrag deshalb vor, daß der Betriebsbeauftragte als 
Umweltbeauftragter bestellt wird und zu einer eigen- 
ständigen Einrichtung mit ausreichender personeller 
Ausstattung wird. Außerdem soll er besonderen Kün- 
digungsschutz genießen, nur mit Zustimmung des 
Betriebsrates und der zuständigen Landesbehörde 
abberufen werden dürfen und in der Erfüllung seiner 
Aufgaben nicht behindert werden. Ein Mitglied des 


Vorstandes bzw. der Geschäftsführung soll für 
Umweltfragen zuständig sein. 

Der Umweltbeauftragte soll Informationspflicht ge- 
genüber den Betriebsangehörigen haben, einen jähr- 
lichen Umweltbericht erstellen und ein Umweltkata- 
ster führen. Ihm gegenüber soll Informationspflicht 
des Vorstandes bzw. der Geschäftsführung bestehen. 
Werden die Vorschläge des Umweltbeauftragten 
abgelehnt, so soll die Ablehnung begründet wer- 
den. 

Läßt die Betriebsgröße die Bestellung eines Umwelt- 
beauftragten nicht zu, so soll nach Genehmigung der 
zuständigen Behörde eine betriebsfremde Person 
oder ein Fachinstitut zur Wahrnehmung der Aufgaben 
des Umweltbeauftragten bestellt werden köimen. 


IV. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat den Antrag in seiner 
33. Sitzung vom 24. Juni 1992 beraten. 

Die Fraktion der CDU/CSU imd die Fraktion der 
F.D.P. vertraten die Auffassung, daß die gegenwärtige 
Rechtslage den Umweltschutzbeauftragten ausrei- 
chende Möglichkeiten gibt, auf die umweltgerechte 
Ausgestaltung des jeweiligen Betriebes hinzuwirken. 
Die Fraktion der SPD führte aus, daß zur Wahrung 
elementarer Interessen der Arbeitnehmer imd der 
bislang mangelnden Einflußmöglichkeiten des Be- 
triebsbeauftragten die Stellung des Betriebsbeauf- 
tragten gestärkt werden müsse. 

Der Ausschuß beschloß mit den Stimmen der Fraktion 
der CDU/CSU und der Fraktion der F.D.P. gegen die 
Stimmen der Fraktion der SPD und bei Abwesenheit 
der parlamentarischen Gruppen, dem Deutschen 
Bundestag die Ablehnung des Antrags — Drucksache 
12/1085 — zu empfehlen. 


Bonn, den 24. Juni 1992 


Josef Grünbeck 

Berichterstatter 
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